
 

 

 

BÖLW-Position zu neuen Züchtungstechniken  

Vorsorgend handeln bei neuen Züchtungstechniken! Das EU-
Gentechnikrecht muss konsequent umgesetzt werden 

 

Der BÖLW fordert, dass bei Pflanzen, die durch Techniken entstanden sind, die auf moleku-
larer Ebene in das Genom eingreifen, folgendes sichergestellt sein muss:  

- Eine gründliche Risikobewertung für Gesundheit und Umwelt, bevor diese Organis-
men in die Umwelt freigesetzt werden oder in die Lebensmittelkette gelangen kön-
nen;  

- Die Rückverfolgbarkeit und im Falle neuer kritischer wissenschaftlicher Erkenntnisse 
auch die Rückholbarkeit der Produkte; 

- Die Wahlfreiheit von Bäuerinnen und Bauern sowie Verbraucherinnen und Verbrau-
chern, diese Produkte zu vermeiden.  

 

Hintergrund 

Seit die landwirtschaftliche Gentechnik in der EU durch die so genannte Freisetzungsrichtli-
nie (90/220/EWG) vor 25 Jahren zum ersten Mal rechtlich reguliert wurde und vor 14 Jahren 
durch die Richtlinie 2001/18/EG revidiert wurde, sind in den Laboren von Universitäten und 
Züchtungsunternehmen zahlreiche neue Techniken entwickelt worden, die den Züchtungs-
prozess beschleunigen sollen. Wie bei den bereits in den 1990er Jahren bekannten Verfah-
ren der „Transgentechnik“ werden auch bei diesen neuen Techniken kurze Abschnitte syn-
thetischer DNA (Oligonukleotide), DNA-Scheren (Nukleasen) und weitere chemische oder 
technische Eingriffe verwendet, um das Erbgut zu verändern. Züchtungsunternehmen inves-
tieren seit einigen Jahren in diese Techniken und haben damit Nutzpflanzensorten gezüch-
tet, die sie jetzt auf den Markt bringen wollen. Dabei versuchen sie, die Gentechnikgesetz-
gebung zu umgehen, die eine Sicherheitsprüfung, Rückverfolgbarkeit und Kennzeichnung 
vorschreibt. Zudem erhoffen einige Unternehmen durch die Patentierung von Züchtungs-
techniken eine verstärkte Kontrolle über die Verwendung der damit gezüchteten Sorten und 
entsprechende Lizenzeinnahmen.  

Die EU Kommission hat angekündigt, nun eine Bewertung einiger neuer Züchtungstechniken 
vorzunehmen hinsichtlich der Frage, ob sie in den Geltungsbereich der EU-
Gentechnikgesetzgebung fallen oder aber ob die durch diese Techniken entstandenen 
Pflanzen in Zukunft ohne Risikobewertung und Auflagen angebaut und verwendet werden 
können.  

 

Forderungen 

Der BÖLW fordert, das Vorsorgeprinzip bei den neuen Züchtungstechniken sowie Verfahren, 
in denen Transgentechnik zum Einsatz kommt, konsequent anzuwenden. Die Techniken 
unterscheiden sich deutlich von „konventioneller“ Züchtung und die Risiken der Freisetzung 
der damit erzeugten Pflanzen sind nicht absehbar. Die EU-Gentechnikgesetzgebung ist der 
Rechtsbereich, in dessen Geltungsbereich diese Techniken nach Rechtslogik fallen. Die 
neuen Züchtungstechniken bzw. die neuen Anwendungsgebiete der Gentechnik in der Frei-
setzungsrichtlinie sind zwar nicht explizit benannt, weil sie 2001 noch nicht bekannt waren. 
Heute muss es daher darum gehen, im Sinne der Gesetzgeber die ursprüngliche Zielsetzung 
des Rechtstextes umzusetzen. Diese besteht darin, Risiken für Umwelt und Gesundheit 
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durch die Verwendung von Techniken, die in das Erbgut von Pflanzen eingreifen, zu vermei-
den. Die Politik darf sich nicht um die konsequente Umsetzung der Richtlinie herummogeln.  

Zudem fordern Landwirte, Hersteller, Handel und Verbraucher weiterhin die Wahlfreiheit, 
gentechnikfrei zu produzieren und sich gentechnikfrei zu ernähren. Dieses Recht wurde mit 
der Gentechnik-Kennzeichnungsverordnung EG/1829/2003 umgesetzt: Lebens- und Futter-
mittel, die „aus“ einem GVO (…) hergestellt sind, müssen gekennzeichnet werden. Entschei-
dend ist dabei, ob das Lebensmittel oder Futtermittel einen aus dem genetisch veränderten 
Ausgangsmaterial hergestellten Stoff enthält1 (d.h., es ist ein prozessbasierter Ansatz). Die-
ses Recht auf Wahlfreiheit muss auch für die neuen gentechnischen Verfahren gelten, was 
durch eine klare Einordnung in den Geltungsbereich der Richtlinie EG/2001/18 sichergestellt 
wäre.  

 

Im Einzelnen 

„Altes“ in neuem Gewand: Einige der neu aufgekommenen Verfahren sind „klassische 
Gentechnikverfahren“. Hier wird eine Transformation des Genoms durch Partikelbeschuss 
oder Agrobakterium tumefaciens erreicht. Es wird jedoch mit unterschiedlichen Argumenten 
(z.B. keine Überschreitung von Artgrenzen, kein verändertes Genom im Endprodukt nach-
weisbar) versucht, die Zulassungspflicht als GVO zu umgehen. Verfahren wie Cisgenetik, 
Intragenetik, Floral Dip sind jedoch gentechnische Verfahren und müssen dementsprechend 
behandelt werden. Auch die Verwendung gentechnisch veränderter Reiser oder das Pfrop-
fen von Obst auf gentechnisch veränderte (Baum-) Unterlagen muss unter den Geltungsbe-
reich der GVO-Richtlinie fallen, da in diesem Falle GVO freigesetzt werden und zudem nicht 
sichergestellt werden kann, ob nicht Proteine von der Unterlage in die Reiser gelangen, was 
zu einem veränderten Phänotyp führen kann. 

„Altes“ im Prozess: „Klassische“ Gentechnik wird im Prozess verwendet, aber ist mit heuti-
gen Verfahren nicht im Endprodukt nachweisbar, da die DNA des gentechnisch veränderten 
Elternteils angeblich im Endprodukt „ausgekreuzt“ ist. Hierunter fallen beispielsweise Rever-
se Breeding, Agro-Infiltration (außer Floral Dip), beschleunigte Züchtung. Aufgrund heute 
noch vieler offener Fragen zu den Risiken sowie dem prozessbasierten Ansatz in der Gen-
technikgesetzgebung müssen durch diese Techniken hergestellte Organismen unter die 
Gentechnikgesetzgebung fallen.    

„Neues“ nach alten Prinzipien: Neuartige Verfahren, die auf molekularer Ebene direkt in 
die DNA und/oder Genregulation eingreifen, aber zur Zeit der Verfassung der Richtlinie 
(2001) noch keine Rolle spielten und deshalb in der Richtlinie nicht explizit beschrieben wer-
den. Dies sind beispielsweise Zinkfinger Nukleasen (ZFN 1-3), TALEN-Technik, Meganukle-
asen, Oligonukleotid-gerichtete Mutagenese (ODM), CRISPR-Cas, RdDM, RNAi. Bei diesen 
Techniken wird die Komplexität und der schnelle Wandel in der Wissenschaft deutlich, ande-
rerseits zeigt sich eine klare Kontinuität von der Entwicklung der ersten gentechnischen Ver-
fahren zu den neueren Techniken: Es wird auf molekularer Ebene mit immer weiterer Ein-
griffstiefe (Gene  Nukleinsäuren  Methylgruppen einzelner Nukleinsäuren) in die Zelle 
eingegriffen. Die Folgen für die gesamte Biologie der Pflanze sind nicht hinreichend geklärt. 
Zudem erfolgen dadurch soziale, ökonomische, agronomische und ökologische Verschie-
bungen in Züchtung, Anbau und Verwendung, die kaum übersehbar sind.  

Wahlfreiheit statt Verbrauchertäuschung 

Wahlfreiheit zu gewährleisten für Verbraucherinnen und Verbraucher bei der Auswahl ihrer 
Nahrung, aber auch der Bäuerinnen und Bauern bei der Auswahl von Futtermitteln und 
Saatgut für Ihren Betrieb waren und sind neben der Vorsorge für Gesundheit und Umwelt die 
Basis der EU Gentechnik-Gesetzgebung. Diese Wahlfreiheit muss auch bei den in diesem 
Papier benannten Techniken sichergestellt werden. Biobäuerinnen und – bauern brauchen 
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beim Saatgutkauf Gewissheit, wie die Sorten, die sie verwenden, gezüchtet wurden. Nur 
dann können sie den Kundinnen und Kunden glaubwürdig die Herkunft ihrer Ware erklären.  

Sicherstellen der Rückverfolgbarkeit 

Für einige der neuen Züchtungstechniken gibt es bisher keine Nachweisverfahren, die im 
Endprodukt die Verwendung der Technik nachweisen könnten. Wenn dieses Problem nicht 
über eine akribische Prozess-Dokumentation gelöst werden kann (wie bei der Kennzeich-
nung nach EG/1829/2003 üblich, z.B. bei Soja-Öl aus GVO-Sojabohnen), sollte die Techno-
logie nicht zugelassen werden. So lange die Rückverfolgbarkeit nicht sichergestellt ist, erfüllt 
ein Produkt aus einem technischen genomverändernden Verfahren nicht die Ansprüche der 
Richtlinie 2001/18/EG.  

Biologische Landwirtschaft und Agro-Biodiversität vor Kontamination schützen 

Die biologische Landwirtschaft engagiert sich in der Entwicklung und Erhaltung von Nutz-
pflanzenpopulationen, die an bestimmte Standorte sowie an die Bedingungen der biologi-
schen Landwirtschaft angepasst sind. Damit leistet sie einen wesentlichen Beitrag zur Erhal-
tung der agrarbiologischen Vielfalt – denn die konventionelle Züchtung setzt zunehmend auf 
eine sehr homogene Genetik. Auch Verwendung, Bekömmlichkeit und Schmackhaftigkeit 
spielen bei der Bio-Züchtung eine wesentliche Rolle. Aus Gründen der gesundheitlichen und 
ökologischen Vorsorge sowie aus ethischen Gründen lehnen ZüchterInnen von „Bio“-
Pflanzen sowie die gesamte Bio-Branche die Gentechnik ab. Sollten nun zahlreiche mit neu-
en Verfahren gentechnisch veränderte Pflanzen in der konventionellen Landwirtschaft ange-
baut werden, die weder der Kennzeichnungspflicht unterliegen noch im Standortregister 
vermerkt sind, könnten Einkreuzungen kaum noch vermieden werden. Dies wäre ein Rück-
schlag für die gerade erfolgreich wachsende biologische Pflanzenzüchtung und würde die 
Erhaltung und ökologische Weiterentwicklung unserer Nutzpflanzenvielfalt aufs Spiel setzen. 
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